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EG-Programme

Teil 1
Vorschriften für die Außenhilfe 
Neue Instrumente für Maßnahmen im Außenbereich 2007-2013:

· Im Rahmen der Finanziellen Vorausschau 2007-2013 und infolge der Anstrengungen zur Vereinfachung der etwa dreißig auf die Außenhilfe anwendbaren Rechtsgrundlagen wird die aus dem Gesamthaushaltsplan finanzierte Außenhilfe (mit Ausnahme der humanitären Hilfe) mithilfe von sieben neuen Instrumenten geleistet:

a)
Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit (Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates – ABl. L 378 vom 27.12.2006, S. 41);

b)
Europäisches Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument (Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates – ABl. L 310 vom 9.11.2006, S. 1);

c)
Instrument für Stabilität (Verordnung (EG) Nr. 1717/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates – ABl. L 327 vom 24.11.2006, S. 1);

d)
Instrument für Heranführungshilfe (Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 des Rates – ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 82);

e)
Finanzierungsinstrument für die weltweite Förderung der Demokratie und der Menschenrechte (Verordnung (EG) Nr. 1889/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates – ABl. L 386 vom 29.12.2006, S. 1);

f)
Finanzierungsinstrument für die Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern und Gebieten sowie mit anderen Ländern und Gebieten mit hohem Einkommen (Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 des Rates – ABl. L 405 vom 30.12.2006, S. 41);

g)
Instrument für Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen Sicherheit (Verordnung (Euratom) Nr. 300/2007 – ABl. L 81 vom 22.3.2007, S. 1).

· Diese neuen Instrumente werden vom 1.1.2007 bis zum 31.12.2013 angewandt.

· Jedes dieser Instrumente bezieht entsprechend dem jeweiligen geografischen Anwendungsbereich der erfassten Bereiche der Zusammenarbeit die Verordnungen über die Aufhebung der Lieferbindung (vom Dezember 2005) inhaltlich mit ein, die somit durch die neuen Instrumente ersetzt werden.

· Für den 10. EEF gilt folgender Rechtsrahmen: 
- 
Internes Abkommen über den Finanzrahmen für den Zeitraum 2008 – 2013 (ABl. L 247 vom 9.9.2006, S. 32);

-
Verordnung (EG) Nr. 617/2007 des Rates vom 14. Mai 2007 über die Durchführung des 10. EEF nach dem AKP-EG-Partnerschaftsabkommen (ABl. L 152 vom 13.6.2007, S. 1)
-
Verordnung (EG) Nr. 215/2008 des Rates über die Finanzregelung für den 10. EEF (ABl. L 78 vom 19.3.2008, S. 1).
Vor 2007 in Kraft getretene Instrumente für Maßnahmen im Außenbereich:

Die Europäische Gemeinschaft hat Verordnungen über den Zugang zur EG-Außenhilfe angenommen, durch die die Lieferbindung für aus dem Gesamthaushaltsplan finanzierte Hilfemaßnahmen in beispiellosem Ausmaß gelockert wurde. Durch diese am 28.12.2005 in Kraft getretenen Verordnungen wurden die Instrumente mit thematischem und geografischem Anwendungsbereich geändert (siehe thematisches Dossier im Archiv).
Verordnungen über die Aufhebung der Lieferbindung:

· Verordnung (EG) Nr. 2110/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2005 über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft
· Verordnung (EG) Nr. 2112/2005 des Rates vom 21. November 2005 über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
Gemeinschaftsinstrumente mit thematischem Anwendungsbereich
(1) 
Verordnung (EG) Nr. 1568/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2003 über die Bekämpfung armutsbedingter Krankheiten (HIV/Aids, Tuberkulose und Malaria) in Entwicklungsländern
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(2)
Verordnung (EG) Nr. 1567/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2003 über die Unterstützung von Strategien und Aktionen im Bereich der reproduktiven und sexuellen Gesundheit und der damit verbundenen Rechte in den Entwicklungsländern
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(3)
Verordnung (EG) Nr. 1724/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2001 über Aktionen gegen Antipersonenlandminen in Entwicklungsländern
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(4)
Verordnung (EG) Nr. 2493/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. November 2000 über Maßnahmen zur Förderung der vollen Einbeziehung der Umweltaspekte in den Entwicklungsprozess der Entwicklungsländer
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(5)
Verordnung (EG) Nr. 2494/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. November 2000 über Maßnahmen zur Förderung der Erhaltung und nachhaltigen Bewirtschaftung tropischer und anderer Wälder in Entwicklungsländern
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(6)
Verordnung (EG) Nr. 975/1999 des Rates vom 29. April 1999 zur Festlegung der Bedingungen für die Durchführung von Maßnahmen auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit, die zu dem allgemeinen Ziel der Fortentwicklung und Festigung der Demokratie und des Rechtsstaats sowie zur Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten beitragen
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(7)
Verordnung (EG) Nr. 2836/98 des Rates vom 22. Dezember 1998 über die Berücksichtigung der Geschlechterperspektive bei der Entwicklungszusammenarbeit
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(8)
Verordnung (EG) Nr. 1658/98 des Rates vom 17. Juli 1998 über die Kofinanzierung von Maßnahmen mit in der Entwicklungszusammenarbeit tätigen europäischen Nichtregierungsorganisationen (NRO) in den für die Entwicklungsländer wichtigen Bereichen
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(9)
Verordnung (EG) Nr. 2046/97 des Rates vom 13. Oktober 1997 über die Nord-Süd-Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von Drogen und Drogenabhängigkeit
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(10)
Verordnung (EG) Nr. 2258/96 des Rates vom 22. November 1996 über Rehabilitations- und Wiederaufbaumaßnahmen zugunsten der Entwicklungsländer
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(11)
Verordnung (EG) Nr. 1292/96 des Rates vom 27. Juni 1996 über die Nahrungsmittelhilfepolitik und ‑verwaltung sowie über spezifische Maßnahmen zur Erhöhung der Ernährungssicherheit
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(12) 
Verordnung (EG) Nr. 1725/2001 des Rates vom 23. Juli 2001 über Aktionen gegen Antipersonenlandminen in Drittländern mit Ausnahme von Entwicklungsländern
, geändert durch die Verordnung des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(13) 
Verordnung (EG) Nr. 976/1999 des Rates vom 29. April 1999 zur Festlegung der Bedingungen für die Durchführung von anderen als die Entwicklungszusammenarbeit betreffenden Gemeinschaftsmaßnahmen, die im Rahmen der Gemeinschaftspolitik auf dem Gebiet der Zusammenarbeit zu dem allgemeinen Ziel der Fortentwicklung und Festigung der Demokratie und des Rechtsstaats sowie zur Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten in Drittländern beitragen
, geändert durch die Verordnung des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

Instrumente mit geografischem Anwendungsbereich:
(1)
Verordnung (EG) Nr. 257/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Januar 2001 über die Durchführung von Aktionen zur Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Türkei
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(2)
Verordnung (EG) Nr. 2130/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Oktober 2001 über Maßnahmen im Bereich der Hilfe für entwurzelte Bevölkerungsgruppen in den Entwicklungsländern Asiens und Lateinamerikas
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(3)
Verordnung (EG) Nr. 1726/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29.Juni 2000 über die Entwicklungszusammenarbeit mit Südafrika
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(4)
Verordnung (EG) Nr. 1734/94 des Rates vom 11. Juli 1994 über die finanzielle und technische Zusammenarbeit mit dem Westjordanland und dem Gazastreifen
, geändert durch die Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(5)
Verordnung (EG) Nr. 2500/2001 des Rates vom 17. Dezember 2001 über die finanzielle Heranführungshilfe für die Türkei
, geändert durch die Verordnung des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(6) 
Verordnung (EG) Nr. 2666/2000 des Rates vom 5. Dezember 2000 (CARDS) über die Hilfe für Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kroatien, die Bundesrepublik Jugoslawien und die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1628/96
, geändert durch die Verordnung des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(7)
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 99/2000 des Rates vom 29. Dezember 1999 (TACIS) über die Unterstützung der Partnerstaaten in Osteuropa und Mittelasien
, geändert durch die Verordnung des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(8)
Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 über ein strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt
, geändert durch die Verordnung des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(9) 
Verordnung (EG) Nr. 1268/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 über eine gemeinschaftliche Förderung für Maßnahmen in den Bereichen Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raums zur Vorbereitung des Beitritts der Bewerberländer in Mittel- und Osteuropa während des Heranführungszeitraums
, geändert durch die Verordnung des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(10)
Verordnung (EG) Nr. 1488/96 des Rates vom 23. Juli 1996 über finanzielle und technische Begleitmaßnahmen (MEDA) zur Reform der wirtschaftlichen und sozialen Strukturen im Rahmen der Partnerschaft Europa-Mittelmeer
, geändert durch die Verordnung des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.
(11)
Verordnung (EWG) Nr. 1762/92 des Rates vom 29. Juni 1992 (MEDA) zur Durchführung der zwischen der Gemeinschaft und den Drittländern des Mittelmeerraums geschlossenen Protokolle über finanzielle und technische Zusammenarbeit
, geändert durch die Verordnung des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

(12)
Verordnung (EWG) Nr. 443/92 des Rates vom 25. Februar 1992 (ALA) über die finanzielle und technische Hilfe zugunsten der Entwicklungsländer Asiens und Lateinamerikas sowie über die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit diesen Ländern
, geändert durch die Verordnung des Rates über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft.

Teil 2
Ausschuss für Entwicklungshilfe (DAC) – 
Liste der Empfänger von Hilfe
DAC-Liste, die im Falle der vor 2007 in Kraft getretenen Instrumente für Maßnahmen im Außenbereich anzuwenden ist:

DAC-Liste, die im Falle des Instruments für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) (Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates – ABl. L 378 vom 27.12.2006, S. 41) anzuwenden ist:

[image: image5.wmf][image: image1.emf]
Teil 3

EEF/AKP-STAATEN
10. EEF/AKP-STAATEN
:
Afrika:
Südafrika,
 Angola, Benin, Botsuana, Burkina Faso, Burundi, Zentralafrikanische Republik, Kamerun, Kap Verde, Tschad, Komoren, Kongo, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Dschibuti, Eritrea, Äthiopien, Gabun, Gambia, Ghana, Guinea, Guinea-Bissau, Äquatorialguinea, Kenia, Lesotho, Liberia, Madagaskar, Malawi, Mali, Mauritius, Mauretanien, Mosambik, Namibia, Niger, Nigeria, Uganda, Ruanda, Sao Tome und Principe, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Somalia, Sudan, Swasiland, Tansania, Togo, Sambia und Simbabwe.

Karibischer Raum:
Antigua und Barbuda, Bahamas, Barbados, Belize, Dominica, Dominikanische Republik, Grenada, Guyana, Haiti, Jamaika, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Suriname, Trinidad und Tobago.

Pazifischer Ozean:
Cookinseln, Timor-Leste, Fidschi, Kiribati, Marshallinseln, Mikronesien, Nauru, Niue, Palau, Papua-Neuguinea, Salomonen, Samoa, Tonga, Tuvalu, Vanuatu.

Überseeische Länder und Gebiete:
Anguilla, Antarktis, Niederländische Antillen, Aruba, Britisches Territorium im Indischen Ozean, Britische Jungferninseln, Kaimaninseln, Falklandinseln (Malwinen), Französisch-Polynesien, Französische Süd- und Antarktisgebiete, Grönland, Mayotte, Montserrat, Neukaledonien, Pitcairninseln, St. Helena, St. Pierre und Miquelon, Südgeorgien und Südliche Sandwichinseln, Turks- und Caicosinseln, Wallis und Futuna.

STAATSANGEHÖRIGKEITS- UND URSPRUNGSREGELN SOWIE IM RAHMEN DES EUROPÄISCHEN ENTWICKLUNGSFONDS FÖRDERFÄHIGE BZW. NICHT FÖRDERFÄHIGE KOSTEN 
Anhang IV des in Cotonou unterzeichneten AKP-EG-Partnerschafts-Abkommens 
(Artikel 20 und 22)
· Staatszugehörigkeits- und Ursprungsregeln
 :
Artikel 20: Teilnahmevoraussetzungen
Sofern nicht eine Ausnahmeregelung nach Artikel 22 gewährt wird, gilt unbeschadet des Artikels 26 Folgendes:
1)
Die Teilnahme an den Verfahren zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen oder Zuschüssen, die aus Mitteln des Fonds finanziert werden, steht allen natürlichen und juristischen Personen der AKP-Staaten und der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zu gleichen Bedingungen offen.
2)
Alle aufgrund eines aus Mitteln des Fonds finanzierten Vertrags erworbenen Waren und Materialien müssen Ursprungserzeugnisse eines nach Nummer 1 teilnahmeberechtigten Staates sein. In diesem Zusammenhang bestimmt sich der Begriff ‚Erzeugnisse mit Ursprung in’ oder ‚Ursprungserzeugnisse’ nach den einschlägigen internationalen Übereinkünften; zu den Erzeugnissen mit Ursprung in der Gemeinschaft gehören auch die Erzeugnisse mit Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten.
3)
Die Teilnahme an den Verfahren zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen oder Zuschüssen, die aus Mitteln des Fonds finanziert werden, steht internationalen Organisationen offen.
4)
Betrifft die Finanzierung eine Maßnahme, die über eine internationale Organisation durchgeführt wird, so steht die Teilnahme an den Verfahren zur Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen allen natürlichen und juristischen Personen offen, die nach Nummer 1 oder nach den Regeln der Organisation teilnahmeberechtigt sind, wobei die Gleichbehandlung aller Geber gewährleistet wird. Dieselben Regeln gelten für Waren und Materialien.
5)
Betrifft die Finanzierung eine Maßnahme, die im Rahmen einer regionalen Initiative durchgeführt wird, so steht die Teilnahme an den Verfahren zur Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen allen natürlichen und juristischen Personen offen, die nach Nummer 1 teilnahmeberechtigt sind, sowie allen natürlichen und juristischen Personen der an der betreffenden Initiative beteiligten Länder. Dieselben Regeln gelten für Waren und Materialien.
6)
Betrifft die Finanzierung eine Maßnahme, die mit einem Drittstaat kofinanziert wird, so steht die Teilnahme an den Verfahren zur Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen allen natürlichen und juristischen Personen offen, die nach Nummer 1 oder nach den Regeln des Drittstaats teilnahmeberechtigt sind. Dieselben Regeln gelten für Waren und Materialien.
Artikel 22: Ausnahmeregelungen
1)
In hinreichend begründeten Ausnahmefällen kann auf mit Gründen versehenen Antrag der betreffenden AKP-Staaten natürlichen oder juristischen Personen aus nicht nach Artikel 20 teilnahmeberechtigten Drittstaaten gestattet werden, an den von der Gemeinschaft finanzierten Verfahren zur Vergabe von Aufträgen oder Zuschüssen teilzunehmen. Die betreffenden AKP-Staaten übermitteln der Kommission jeweils die Informationen, die diese für den Beschluss über die Ausnahmeregelung benötigt; dabei wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet:
(a)
der geografischen Lage des betreffenden AKP-Staates,
(b)
der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmer, Lieferer und Berater aus den Mitgliedstaaten und den AKP-Staaten, 

(c)
der Vermeidung einer übermäßigen Steigerung der Ausführungskosten,
(d)
Transportschwierigkeiten oder Verzögerungen aufgrund von Lieferfristen oder anderen ähnlichen Problemen,
(e)
der unter den örtlichen Gegebenheiten am besten geeigneten Technologie,
(f)
besonders dringenden Fällen,
(g)
der Verfügbarkeit der Waren und Dienstleistungen auf den betreffenden Märkten.

· Förderfähige bzw. nicht förderfähige Kosten :

( Keine speziellen Bestimmungen[image: image2][image: image3][image: image4]



JL, Pools: Please replace "DAC" with "Development Assistance Committee"





 








�	ABl. L 224 vom 6.9.2003, S. 7.


�	ABl. L 224 vom 6.9.2003, S. 1.


�	ABl. L 234 vom 1.9.2001, S. 1.


�	ABl. L 288 vom 15.11.2000, S. 1.


�	ABl. L 288 vom 15.11.2000, S. 6.


�	ABl. L 120 vom 8.5.1999, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2240/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 390 vom 31.12.2004, S. 3).


�	ABl. L 354 vom 30.12.1998, S. 5. Geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003.


�	ABl. L 213 vom 30.7.1998, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003.


� 	ABl. L 287 vom 21.10.1997, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003.


�	ABl. L 306 vom 28.11.1996, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003. 


� 	ABl. L 166 vom 5.7.1996, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1882/2003.


� 	ABl. L 234 vom 1.9.2001, S. 6.


� 	ABl. L 120 vom 8.5.1999, S. 8. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2242/2004 (ABl. L 390 vom 31.12.2004, S. 21).


�	ABl. L 39 vom 9.2.2001, S. 1.


�	ABl. L 287 vom 31.10.2001, S. 3. Geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 107/2005 (ABl. L 23 vom 26.1.2005, S. 1).


�	ABl. L 198 vom 4.8.2000, S. 1. Geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1934/2004 (ABl. L 338 vom 13.11.2004, S. 1).


�	ABl. L 182 vom 16.7.1994, S. 4. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 669/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 105 vom 14.4.2004. S. 1).


� 	ABl. L 342 vom 27.12.2001, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 850/2005 (ABl. L 141 vom 4.6.2005, S. 1).


� 	ABl. L 306 vom 7.12.2000, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2257/2004 (ABl. L 389 vom 30.12.2004, S. 1).


� 	ABl. L 12 vom 18.1.2000, S. 1.


� 	ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 73. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2257/2004.


� 	ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 87. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2257/2004.


� 	ABl. L 189 vom 30.7.1996, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2698/2000 (ABl. L 311 vom 12.12.2000, S. 1).


� 	ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 1.


� 	ABl. L 52 vom 27.2.1992, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/2003 (ABl. L 122 vom 16.5.2003, S. 36).


�	Cotonou-Partnerschaftsabkommen vom 23. Juni 2000 (geändert durch die vorläufige Anwendung von Beschluss Nr. 1/2000 des AKP-EG-Ministerrates vom 27. Juli 2000, Beschluss Nr. 1/2000 des AKP-EG-Ausschusses für die Zusammenarbeit im Zollwesen vom 18. Oktober 2000, Beschluss Nr. 1/2001 des AKP-EG-Ausschusses für die Zusammenarbeit im Zollwesen vom 20. April 2001, Beschluss Nr. 2/2001 des AKP-EG-Ausschusses für die Zusammenarbeit im Zollwesen vom 20. April 2001, Beschluss Nr. 3/2001 des AKP-EG-Ausschusses für die Zusammenarbeit im Zollwesen vom 10. Mai 2001, Beschluss Nr. 4/2001 des AKP-EG-Ausschusses für die Zusammenarbeit im Zollwesen vom 27. Juni 2001, Beschluss Nr. 5/2001 des AKP-EG-Ausschusses für die Zusammenarbeit im Zollwesen vom 7. Dezember 2001, Beschluss Nr. 2/2002 des AKP-EG-Ausschusses für die Zusammenarbeit im Zollwesen vom 28. Oktober 2002, Beschluss Nr. 1/2003 des AKP-EG-Ministerrates vom 16. Mai 2003, Beschluss Nr. 2003/159/EG des Rates vom 19. Dezember 2002, Beschluss Nr. 1/2004 des AKP-EG-Ministerrates vom 6. Mai 2004, Beschluss Nr. 2/2004 des AKP-EG-Ausschusses für die Zusammenarbeit im Zollwesen vom 30. Juni 2004 und Beschluss Nr. 4/2005 des AKP-EG-Ausschusses für die Zusammenarbeit im Zollwesen vom 13. April 2005). 


�	Natürliche und juristische Personen aus Südafrika sind berechtigt, sich an Aufträgen zu beteiligen, die aus dem 10. EEF finanziert werden. Jedoch werden im Rahmen des 10. EEF keine Aufträge in Südafrika finanziert. 


� 	Der Begriff "Mitgliedstaaten der Europäischen Union" bezieht sich auf alle 27 Mitgliedstaaten.
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